
läge ist, kann daher nicht nur nach gegenständlichen 
Gesichtspunkten beantwortet werden; vielmehr kommt 
es auch auf das an, was nach der Vorstellung der 
Parteien für die Gestaltung des Rechtsverhältnisses 
von wesentlicher Bedeutung ist. Ohne Rechtsirrtum 
tritt daher die Klägerin den einschlägigen Ausfüh­
rungen der Beklagten mit dem Hinweis darauf ent­
gegen, daß unter „Geschäftsgrundlage“ die Recht­
sprechung bestimmte Vorstellungen über das Vor­
handensein gewisser grundlegender Umstände ver­
steht, die von den Vertragsparteien zui Grundlage des 
R e c h t s g e s c h ä f t s ,  hier also des Mietvertrages, 
gemacht worden sind, während die Beklagte unter der 
„Geschäftsgrundlage“ die Grundlage ihres Ge­
s c h ä f t s b e t r i e b e s  zu verstehen scheint und des­
halb rechtsirrtümlich zur Annahme einer Veränderung 
dieser Grundlage kommt, weil ihr Produktionspro­
gramm durch die Demontage ein anderes geworden 
sei. Die Beklagte behauptet selbst nicht, daß die Par­
teien bei Vertragsabschluß und der Vereinbarung einer 
späteren Fortsetzung des Mietvertrages mit der Not­
wendigkeit einer Änderung des Produktionsprogramms 
der Beklagten irgendwie gerechnet oder daß sie für 
diesen Fall die Hinfälligkeit des Mietvertrages ms 
Auge gefaßt hätten. Sie führt auch jetzt nichts an, was 
die bedenkenfreie Feststellung des Landgerichts in 
Frage stellen könnte, daß zumindest auf Seiten der 
Klägerin bestimmt nicht der Wille bestanden hat, den 
Mietvertrag als hinfällig zu betrachten, wenn sich aus 
einem in der Person der Beklagten liegenden Grunde 
die Fabrikation in den Mieträumen als nicht mehr 
möglich erweisen sollte. Mit Recht weist die Klägerin 
in diesem Zusammenhang darauf hin, daß dieser Fall 
gerade durch § 552 BGB geregelt ist, somit von einer 
Vertragslücke keine Rede sein kann und demgemäß 
eine derartige Absicht im Vertrage deutlich hätte, zum 
Ausdruck gebracht werden müssen. Nach § 552 BGB 
wird jedoch der Mieter von der Entrichtung des Miet­
zinses nicht dadurclr befreit, daß er durch einen in 
seiner Person liegenden Grund an der Ausübung des 
ihm zustehenden Gebrauchsrechtes verhindert wird. 
Der in dieser Vorschrift vorausgesetzte Tatbestand ist, 
wie der erste Richter unter Bezugnahme auf die ein­
schlägige Rechtsprechung zutreffend ausgeführt hat 
(vgl. insbes. RG 147, 304 ff. = JW 35, 1929 Nr. 1 nebst 
Anm.: Roquette), zumindest mittelbar gegeben. Im 
übrigen ist der Klägerin auch darin zu folgen, daß 
selbst vom Standpunkt der Beklagten aus, d. h. bei 
Unterstellung einer Änderung der Geschäftsgrundlage, 
ihr lediglich ein fristloses Kündigungsrecht zur Seite 
gestanden hätte (vgl. u. a. Palandt, Anm. 4 d, vor­
letzter Absatz und Anm. 6 a. E. zu § 242 BGB), von 
dem sie unstreitig keinen Gebrauch gemacht hat; sie 
hat vielmehr die vertragsmäßig vorgesehene Kündi­
gung zum 31. Dezember 1945 ausgesprochen. Deut­
licher konnte, wie die Klägerin zutreffend hervorhebt, 
die Beklagte nicht zum Ausdruck bringen, daß sie 
selbst die jetzt im Prozeß eingewandte Änderung der 
Geschäftsgrundlage nach der Vornahme der Demon­
tage, d. h. nach Eintritt des hach ihrer Auffassung 
hierfür maßgebenden Ereignisses nicht für gegeben 
erachtete. Sie hat damit selber zu erkennen gegeben, 
daß sie weitere Rechtsfolgen als die vertraglich zu­
lässige Kündigung des Vertrages der Klägerin gegen­
über aus den Demontagen nicht herzuleiten beab­
sichtige, und muß es sich demgemäß gefallen lassen, 
wenn sie von der Klägerin auf die restliche Miete in 
Anspruch genommen wird. Nach alledem kommt es 
auf das, was die Beklagte an Hand der von ihr vorge­
legten Bilanzen unter Beweis gestellt hat, für die Ent­
scheidung dieses Rechtsstreits überhaupt nicht maß­
geblich an.

Schließlich geht auch die am Schluß der Berufungs­
schrift vorgetragene Auffassung der Beklagten fehl, 
daß es nicht angehe, daß sie zu dem Verlust durch 
Demontage auch noch einen weiteren Verlust durch 
Zahlung der Miete auf sich nehmen müsse, und daß 
jedenfalls die bisher bestehenden Rechtsgrundlagen 
nicht ausreichten ,um den vorliegenden Rechtsstreit zu 
entscheiden. Abgesehen davon, daß diese Rechtsauf­
fassung aus den vorstehend dargelegten Gründen jeder 
Grundlage entbehrt, muß sich auch die Beklagte inso­
weit entgegenhalten lassen, daß gerade dieser von 
ihr geltend gemachte Gesichtspunkt gegen sie spricht; 
denn praktisch würde eine Verweigerung der Miets­

zahlung, wenn man sie als recht und billig anerken­
nen würde, bedeuten, daß die Beklagte einen Teil des 
ihr durch die Demontage entstandenen Schadens aut 
die Klägerin abwälzen würde, die nach ihrer eingehen­
den Darlegung im ersten Rechtzuge offenbar durch 
die Kriegsereignisse gleichfalls schwer getroffen und 
in eine schwierige wirtschaftliche Lage geraten ist. 
Zu einer derartigen Lastenaufbürdung besteht aber, 
solange eine Schadensausgleichung gesetzlich noch 
nicht vorgesehen ist, keine rechtliche Grundlage. Die 
Beklagte muß, so schwer es für sie auch sein mag, 
jedenfalls bis auf weiteres ihren Schaden allein tragen, 
also auch die Miete für die Zeit bis zum 31. Dezember 
1945 an die Klägerin zahlen, gegebenenfalls, soweit 
rechtlich möglich, im Zwangsvollstreckungsverfahren 
den erforderlichen Vollstreckungsschutz beantragen.

§§ 270, 306 BGB.
Gegenüber einem im Ostsektor Berlins wohnhaften 

Gläubiger kann sich der in einem der Westsektoren 
wohnhafte Schuldner nicht auf die für die Westwäh- 
cung geltende UmstellungsVO vom 4.7.1948 berufen.

LG Berlin, Urteil v. 14.8.1948 — 23 O 29/47.
Die Auffassung der Beklagten, daß sie diese Schuld 

gemäß Ziffer 32 der Umstellungsverordnung vom
4. Juli 1948 nur in Höhe von Vio in. Westwährung zu 
begleichen habe, ist rechtsirrig. Für Personen und Be­
triebe in den Westsektoren Berlins gilt zwar grund­
sätzlich und primär die gemäß der genannten Umstel­
lungsverordnung zu behandelnde Westwährung. Bei 
Beurteilung von Rechtsverhältnissen aber, die über die 
Sektorengrenzen Berlins hinausgehen, können ange­
sichts der besonderen Berliner Währungssituation 
nicht allein die am Wohnsitz des Schuldners oder dem 
Erfüllungsort primär geltenden Bestimmungen in Be­
tracht gezogen werden. Es sind vielmehr die Gesamt­
verhältnisse zu berücksichtigen, bei denen entscheidet, 
daß der Gläubiger aus dem Ostbereich — um einen 
solchen handelt es sich bei der Klägerin — gegen ein 
gesetzliches Verbot seiner Besatzungsmacht verstoßen 
würde, wenn er Zahlung in Westwährung entgegen­
nähme. Eine dem Gläubiger in dieser Weise verbotene 
Leistung kann — auch im Hinblick auf § 306 BGB — 
gerichtlich nicht zugesprochen werden. Es kommt hin­
zu, daß Geldschulden nach § 270 BGB im Zweifel 
Schickschulden sind. Die Übermittlung von Westmark 
an den Wohnsitz der Gläubigerin im Ostbereich ist 
aber auf legalem Wege nicht möglich. In Fällen der 
vorliegenden Art kann hiernach Erfüllung nur in der 
sekundär auch für die Westsektoren Berlins zuge­
lassenen Ostwährung erfolgen, die gemäß dem Befehl 
111' der sowjetischen Besatzungsmacht in Verbindung 
mit der Währungsverordnung der Deutschen Wirt­
schaftskommission eine Abwertung alter Schulden 
nicht vorsieht.

§ 824 BGB, § 14 UWG.
Eingaben an Behörden, welche die Abstellung eines 

vermeintlichen Mißstandes zum Ziel haben, kann 
grundsätzlich nicht mit einer vorbeugenden Unter­
lassungsklage begegnet werden.

OLG Dresden, Urteil vom 22.4.1948 — 2 U 400/47.
Beide Parteien sind Textilgroßhändler. Der Kläger 

war nach Einführung der Planwirtschaft für den 
Textilgroßhandel in L. als ehrenamtlicher Fachbe­
rater für den Textilgroßhandel bei dem Amt für Han­
del und Versorgung der Stadt L. tätig. Er war hier­
zu durch die Industrie- und Handelskammer in L. ver­
pflichtet worden. Unter anderem hatte er Vorschläge 
für die Verteilung der verfügbaren Textilwaren zu 
machen. Der Beklagte fühlte sich bei der Zuteilung 
von Textilwaren benachteiligt. Deshalb wendete er 
sich, nachdem Eingaben beim Oberbürgermeister der 
Stadt L. und der Industrie- und Handelskammer L. 
seiner Ansicht nach ungenügend beantwortet worden 
waren, am 12. 9.1946 in einer Beschwerde an die In­
dustrie- und Handelskammer, in der er dem Kläger 
zum Vorwurf machte, die Verteilung der Textilwaren 
erfolge entgegen dem Befehl 55 der SMA nicht durch 
das Amt für Handel und Versorgung, sondern durch 
den Kläger, der sich in seiner Eigenschaft als Fach­
berater eine Unmenge Ware mehr zugeteilt und an­
dere Firmen gewaltig benachteiligt habe, es liege eine 
unrechtmäßige Bereicherung, begangen in ehrenamt­
licher Betätigung, gegen andere Großhandelsfirmen
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